
Dienstag, 1. November 2011 Meinung und Debatte | 3

Kommentare

Gerald Semkat 
über die CDU, 
Mindestlohn und 
Realitäten

Ostfriesennerze. Die wa-
ren mal sehr begehrt, ob-
wohl es keine Nerze wa-

ren. Aber sie waren wasserdicht. 
Auch konnte man sie wenden. 
Eine ähnliche Wendegarderobe 
hat Angela Merkels CDU auf Lager. 
Damit ho! t sie, gut durchs Regen-
wetter zu kommen. 

Da nun ein CDU-Parteitag 
ins Haus steht, macht man sich 
schmuck und kehrt das Äußere 
der Regenjacke nach innen. Der-
art verkleidet, geißelt man einen 
fl ächendeckenden Mindestlohn 
nicht länger als Teufelszeug für 
Arbeitsplätze. Jetzt soll dem stau-
nenden Volke eine Lohnunter-
grenze als ureigenste CDU-Ange-
legenheit verkauft werden. 

Wieder einmal erlebt der Be-
obachter die CDU programma-
tisch und konzeptionell sehr be-
weglich. Das war auch so, als die 
Christdemokraten anderen hin-
terhertrabten und die Wehrpfl icht 
praktisch abscha! ten, nachdem 
sie lange an der Wehrpfl icht fest-
gehalten hatten.

Das war auch so, als die Mer-
kel-Partei die Atomkraft als si-
cher und bezahlbar pries und den 
Ausstieg aus der Atomenergie zu-
rückdrehte, um nur Monate später 
eine Rolle vorwärts zu schlagen. 
Da kam sie endlich dort an, wo 
andere schon längst gewesen 
waren – beim Abschied von den 
Atommeilern. Ähnliche Purzel-
bäume vollzogen Merkels Christ-
demokraten beim dreigliedrigen 
Schulsystem.  

Merkels CDU zeigt sich anpas-
sungsfähig an eine Gesellschaft, 
deren Mitte weiter nach links 
rückt. Die Christdemokraten 
vollziehen also gesellschaftliche 
Bewegungen nach. Sie gestalten 
nicht, sie reagieren. Und besetzen 
lediglich Themen, die zum Antlitz 
anderer Parteien gehören. Damit 
setzen sie sich dem Vorwurf der 
Konzeptionslosigkeit und Orien-
tierungslosigkeit aus. 

Das erinnert schon ein we-
nig an Kurt Tucholsky, der am 9. 
September 1930 in der Weltbühne 
einen „älteren aber leicht besof-
fenen Herren“ die Deutschen bei 
der Wahlvorbereitung beobach-
ten ließ. Der Mann war auch bei 
der Deutschen Staatspartei. Die-
se o! erierte ihm ihr „Projramm 
Numma siemundfürrssich“. Er 
könne es ja umtauschen, wenn‘s 
ihm nicht gefalle.  Politik

Merkels 
Wendegarderobe

Bettina Koch 
zum Rechenfehler 
bei der HRE-Bad 
Bank

Falsch gerechnet, mal eben 
Plus und Minus verwech-
selt? 55,5 Milliarden Euro – 

eine Zahl mit drei Fünfen vorn 
und acht Nullen hinten dran – um 
diese für den deutschen Kleinspa-
rer schier unvorstellbare Summe 
sollen sich die Finanzexperten 
der HRE-Bad Bank an ihren Com-
putertastaturen vertippt haben. 
Alle Sparkassen Sachsen-Anhalts 
haben zusammen knapp die Hälf-
te (21,3 Milliarden Euro) in der Bi-
lanz. 

Das Entsetzen über die giganti-
sche Panne wird nicht wesentlich 
geringer, nur weil Deutschlands 
Schuldenlast nun sinkt. Denn 
mehr Geld für Kitas oder den Stra-
ßenbau gibt es deshalb nicht. Ent-
lastet wird lediglich die bei der EU 
gemeldete Staatsschuld. Die 55,5 
Milliarden Euro – kein reales Geld, 
nur eine Zahl auf dem Papier – er-
klären die Experten. Finanzwelt 
mit Realitätsverlust. Wirtschaft

Realitätsverlust 
mit Nullen

Von Cathérine Simon

Sie hatte das Paradies er-
wartet. Was sie fand, war 
ein Keller. Vier Jahrzehnte 

ist es her, dass Adalet Günel zum 
ersten Mal im Bunker unter dem 
Münchner Hauptbahnhof stand. 
Viel geändert hat sich dort seit-
her nicht: acht Räume sind es, alle 
leer und kalt. Hier kam die heute 
60-Jährige am 15. September 1971 
in Deutschland an – wie Hun-
derttausende andere Gastarbeiter. 
Das Gleis 11 und der ehemalige 
Luftschutzbunker darunter wa-
ren die zentrale Sammelstelle für 
alle Gastarbeiter etwa aus Italien, 
Griechenland oder der Türkei. 

Der Zug aus Istanbul brauchte 
70 Stunden bis nach München. Zu 
der Unsicherheit, was das Leben 
in dem fremden Land ihnen brin-
gen würde, kam die Erschöpfung. 
Kaum standen die Waggons, wur-
den die Ankömmlinge in den Kel-
ler verfrachtet. Im Bunker unter 
Gleis 11 hatte die Bundesanstalt 
für Arbeit eine „Weiterleitungs-
stelle“ eingerichtet. Dort wurden 
die Arbeitskräfte begrüßt, beka-
men etwas zu essen und konnten 
sich ein wenig ausruhen. „Ich war 
völlig schockiert: Istanbul ist so 
eine schöne Stadt, und der Bun-
ker war so hässlich“, erinnert sich 
Günel. 

Jeder bekam einen Arbeits-
vertrag in die Hand gedrückt 
und eine Nummer zugeteilt. Ihre 
Ko! er konnten sie in Regale an 
der Wand legen. Adalet hatte ein 
Abendkleid darin, einen Pelzman-
tel, Parfüm und türkische Kekse. 
Dicht gedrängt saßen sie auf Bän-
ken und warteten, bis sie aufgeru-
fen wurden.

Die Gastarbeiter wurden auf-
geteilt und auf die Weiterreise ge-
schickt. Für Adalet ging es weiter 
ins mittelfränkische Dombühl 
im Kreis Ansbach. Dort sollte sie 
beim Plastiktütenfabrikanten 
Böhme arbeiten.

Am 30. Oktober 1961 unter-
zeichneten Deutschland und die 
Türkei das Anwerbeabkommen, 
in dem der Aufenthalt türkischer 
Arbeitskräfte in Deutschland 

geregelt wurde. Da stand drin, 
dass jeder Gastarbeiter höchstens 
zwei Jahre in Deutschland bleiben 
sollte. Vor allem auf Wunsch der 
Arbeitgeber wurde dies später ge-
ändert. 1973 gab es einen Anwer-
bestopp – danach wurde auch die 
Weiterleitungsstelle im Bunker 
dicht gemacht.

In der Türkei bewarben sich 
der Bundesregierung zufolge von 
1961 bis 1973 knapp 2,7 Millionen 
Menschen um einen Arbeitsplatz 
in Deutschland, aber nur bis zu 
750 000 kamen tatsächlich. Der 
Frauenanteil lag bei rund 20 
Prozent. Laut dem Museum für 
Migration aus der Türkei kehrte 
ungefähr die Hälfte der zwischen 
1961 und 1973 angeworbenen Gast-
arbeiter in die Türkei zurück – ei-
nige von ihnen nach kurzer Zeit. 
Das Heimweh war zu groß. 

Gemeinsam mit Makbule Kur-
naz erzählt Adalet Günel ihre Ge-
schichte nach. Die beiden treten 
im Dokumentartheater-Projekt 
„Gleis 11“ der Münchner Kammer-
spiele auf. Die Zuschauer gehen 
dabei im Bunker von einem Raum 
zum anderen – außer für das The-
aterprojekt wird der Keller heute 
nicht mehr genutzt. 

Mit einem Sonderzug von Is-
tanbul nach München wurde an 
damals erinnert. Etwa 40 Zeit-
zeugen aus der ersten Generation 
von Gastarbeitern sowie türkische 
Politiker und Künstler machten 
die fünftägige Reise mit. Der Zug 
kam zum Jahrestag am Sonntag 
in München an.

Von den etwa 2,5 Millionen 
Menschen mit türkischen Wur-
zeln, die heute  in Deutschland 
leben,  sind heute viele Nachkom-
men dritter oder vierter Genera-
tion der ersten Gastarbeiter. Die 
meisten von ihnen denken nicht 
im Traum daran, in die Heimat 
ihrer Eltern zurückzukehren. 
Auch die Kinder von Adalet Günel 
nicht. Das Paradies war Deutsch-
land vielleicht nicht. „Aber unsere 
Kinder haben es besser hier – vor 
allem das Gesundheitssystem 
ist besser“, sagt sie. Adalet Günel 
hatte immer Sehnsucht nach der 
Türkei. (dpa)

München, 
Hauptbahnhof, Gleis 11
Ein Bunker war Sammelstelle für Gastarbeiter

Stimmen 
der anderen

Politiken (Kopenhagen) meint 
zur Rolle Deutschlands in der 
Schuldenkrise: Angela Merkel 
hat in der südeuropäischen 
Schuldenkrise endlich Pfl öcke 
eingeschlagen. Und das auch 
noch mit konkreter Solidarität 
gegenüber Griechenland und an-
deren betro! enen Euroländern. 
(...) Dafür hat die deutsche Kanz-
lerin keinen Dank geerntet. Auf 
den Straßen von Athen werden 
Verschwörungstheorien zu poli-
tischer Wissenschaft, vor allem 
wenn man Adolf Hitler einbauen 
kann. (...) Merkel respektiert die 
föderale Struktur der EU (...). 
Europa ist deutscher geworden. 
Aber auf die hinterlistige Art, 
dass die Krise Deutschland euro-
päischer gemacht hat.

Deutsches Europa, 
europäische Deutsche

La Stampa (Turin) kommentiert 
die Lage Italiens in der Schulden-
krise: Vielleicht ist es das, was 
heute Italien am meisten fehlt 
– und nicht nur seiner unglück-
seligen Regierung: Das Wissen 
darum, dass man geben muss, 
um zu empfangen, dass man 
riskieren muss, um aufzubauen 
(...). Solange wir in der heutigen 
Schuldenkrise nur bereit sind, zu 
verlangen und Bedingungen zu 
stellen, werden wir uns niemals 
daraus befreien, weder mit Silvio 
Berlusconi noch mit irgendeiner 
anderen Regierung.

In der Krise ist eine 
neue Mentalität nötig

Von Andreas Stein

Woran denken Sie, wenn 
Sie das Wort „Europa“ 
hören? An Währungs-

union, Binnenmarkt, Reisefrei-
heit? Oder eher an regelungswüti-
ge Bürokraten in Brüssel? Für den 
Sprach- und Politikwissenschaf-
ter Josef Klein (66) ist „Europa“ ein 
typisches Beispiel für die Macht 
der Sprache. Jedes Wort, das un-
ser Gegenüber spricht, prägt un-
ser Denken, unsere Gefühle und 
Handlungen vor, ist für uns posi-
tiv oder negativ besetzt.

O! enkundig ist das in Dikta-
turen und der mal befehlenden, 
mal propagandistisch-werbenden 
Sprache ihrer Machthaber. In De-
mokratien wird die Sprache zur 
multimedial eingesetzten Res-
source der Macht – die Akteure 
glänzen mal durch routiniertes 
Ausweichen, mal mit Reden auf 
den Punkt, haben kurzfristige 
Wirkung oder nachhaltige Be-
einfl ussung ihrer Hörer im Sinn.

Wie das funktioniert und wel-
che Abgründe sich dabei auftun, 
das hat Josef Klein selbst erfahren, 
als er von 1972 bis 1976 für die CDU 
im Bundestag saß. Drei Jahre spä-
ter verließ er die Partei wieder und 
forschte nunmehr an den Sprach-
ergüssen der Abgeordneten.

Eine direkte Sprache mit kla-
ren Ansagen räumt die Demokra-
tie den Politikern nur in Gesetzes-
texten, Regierungserklärungen 
oder Verträgen ein. „Was sonst 
geredet wird, ist immer Wettbe-

werb um Macht“, erklärt Josef 
Klein. In der Ö! entlichkeit be-
dienen sich Politiker dabei aus 
einem bunten Wortschatz und 
schöpfen ihr Vokabular aus Insti-
tutionen, Ressorts, Ideologien und 
Umgangssprache – Letzteres für 
gewöhnlich nur hinter verschlos-
senen Türen. Wenn doch publik 
wird, dass Kanzleramtsminister 
Pofalla (CDU) seinem Parteikolle-
gen Bosbach sagt, er könne dessen 
„Fresse nicht mehr sehen“, ist das 
Geschrei groß.

„Alles dreht sich um den 
Kampf um Begri! e“, sagt Josef 
Klein. Da versucht die SPD, die 
„soziale Marktwirtschaft“ für sich 
zu besetzen. Klar: Kapitalismus 

klingt in Wählerohren ja auch 
nicht so schön. Verteidigungsmi-
nister scheuen das Wort „Krieg“ 
wie der Teufel das Weihwasser, 
geht es um Bundeswehreinsätze. 
Und wenn im politischen Tages-
geschäft das Wort „Kommunis-
mus“ fällt, ahnt jeder: Es geht be-
stimmt gegen die Linke.

Bei der Auseinandersetzung 
um Begri! e unterscheidet Klein 
zwischen Bezeichnungs- und 
Bedeutungskonkurrenz. Ist der 
Sprengsto! -Attentäter ein Terro-
rist oder ein Märtyrer? Welche 
Bezeichnung wir wählen, hängt 
ganz von unserer Einstellung ab. 
Wenn SPD und FDP in ihren Re-
den das Wort „Freiheit“ benutzen, 

sagen beide das Gleiche, meinen 
aber etwas anderes. 

Wer dennoch deutliche den 
nebulösen Worten vorzieht, wird 
oft bestraft – aktuelles Beispiel ist 
Vizekanzler Rösler (FDP), der in 
Zusammenhang mit Griechen-
lands Finanzlage „Insolvenz“ in 
den Mund nahm und dafür ge-
hörig Prügel bezog. Deshalb ist er 
auf das schöngefärbte „Resolvenz“ 
umgeschwenkt. 

Wenn Politiker in Reden argu-
mentieren, rechtfertigen sie ihre 
Handlungen durch harte Daten, 
deren Bewertung, sie gehen auf 
Prinzipien und Werte ein und fol-
gen einer Zielsetzung. „Manche 
politischen Kampagnen sind so 

erfolgreich, weil die Redner jeden 
dieser Bereiche mit passenden 
Schlagworten belegen konnten“, 
erklärt Josef Klein. Bestes Beispiel 
ist der US-Präsidentschaftswahl-
kampf Barack Obamas 2007/2008. 
Mit „Change“ und „Yes we can“ 
drang er in Herz und Köpfe der 
Wähler ein. Jeder konnte etwas 
Gutes für sich darin hineininter-
pretieren.

„Die Bürger bedauern zu 
Recht, dass es die Poli-
tiker mit O! enheit und 
Wahrheit nicht immer 
so halten, wie man das 
erwartet“, sagt Klein. 

Doch das sei Kalkül – die uns 
von Kindheit an eingebläuten 
Gebote, wahr, kurz, klar und 
verständlich zu reden, lassen Po-
litiker zugunsten der Strategie 
nämlich oft bewusst links liegen. 
Sie sprechen strategisch, wollen 
ihre eigene Position positiv und 
die des Gegners negativ darstel-
len. „Mache dir möglichst viele 
geneigt, aber möglichst wenige 
zu Gegnern“, ist das Credo. Und 
wer sich doch festlegen muss, hält 
sich noch Operationsspielräume 
o! en.

Ein Kompromissangebot in 
Sachen Sprache machte kürzlich 
Altkanzler Helmut Schmidt (SPD) 
bei Günther Jauch: „Ein Politiker 
darf nicht lügen, aber er muss 
nicht alles sagen, was er weiß.“

Jeder redet, aber viele haben nichts zu sagen
Sprachwissenscha" ler Josef Klein über die Macht der Sprache und die Sprache der Macht

Eine Frau liest im Buch „Yes we can“, das den Wahlkampf Barack Ob-
amas dokumentiert. Der Slogan ist ein typisches Beispiel dafür, wel-
che Macht Sprache entfalten kann.  Foto: dpa

Josef Klein, Sprach- und Politik-
wissenschaftler, saß selbst im 
Bundestag.  Foto: Andreas Stein
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